
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Newsletter Oktober 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Diesen Newsletter kann ich nicht beginnen, ohne den 7. Oktober anzuspre-
chen, den Tag, an dem die Hamas ihre Todesschwadronen auf Israel losge-
lassen hat, um ein Massaker unter der Zivilbevölkerung anzurichten und 
Kinder, Frauen und alte Menschen als Geiseln zu verschleppen. Am 10. 
Oktober kam der israelische Botschafter Ron Prosor zu uns in die Fraktion, 
am Wochenende sprach er auf dem Parteitag der CDU in NRW.  
 
Niemals brauchte Israel die deutsche Unterstützung und Solidarität mehr 
als jetzt. In einer makabren Verdrehung der Tatsachen wird weltweit und 
auch bei uns allzuoft Israel in seinem Verteidigungskampf ins Visier ge-
nommen und nicht die Hamas. Ich bedaure deshalb ausdrücklich, dass 
Bundesaußenministerin Baerbock bei der UN-Resolution zu Gaza die 
Stimme Deutschlands für eine Enthaltung hingegeben hat und nicht für 
eine Ablehnung der Resolution, wie die USA es taten. Dass Deutschlands 
Diplomaten die Erklärung haben abmildern können, ist sehr gut. Und den-
noch: 
 
Bundeskanzler Scholz hat in Anwesenheit des Botschafters Prosor im Bun-
destag erklärt, er habe Ministerpräsident Netanjahu versichert: „Und klar 
ist: Unsere Solidarität erschöpft sich nicht in Worten. …Unterstützungsbit-
ten Israels werden wir unverzüglich prüfen und auch gewähren.“ Wenn er 
das für Deutschland verspricht, dann muss er das auch halten, wenn es 
zum Schwur kommt. Die Enthaltung schadet Israel und schadet der Glaub-
würdigkeit Deutschlands. 
 
Eine Überleitung von Israels Kampf um seine Existenz zu meinem Bericht 
über meine Arbeit im Ausschuss und im Wahlkreis herzustellen, ist un-
möglich. Lassen wir es nebeneinander stehen 

 
Ich wünsche Ihnen einen gesegneten Feiertag zu Allerheiligen  

und einen guten Start in den November  
 

Ihr 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Video aus 
dem Bundestag, heute kommt es allerdings vom ZDF. Mar-
kus Lanz diskutiert mit einem Landwirt und ehemaligen 
Wolfsbeauftragten aus der Region Mittelweser/ Nieder-
sachsen und einer Tierärztin und -psychologin über 

 
Wolf und Weidetierhaltung: Mehr Zäune oder Jagd? 

Prädikat: Klartext 

Meine klare Haltung zu einem aktiven Bestandsmanage-
ment Wolf kennen Sie. Gern schicke ich sie Ihnen auch 
nochmals zu.  

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.zdf.de/gesellschaft/markus-lanz/markus-lanz-vom-25-oktober-2023-100.html


 
  

Die Themen im Oktober 

    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

In Berlin   

• Israels Botschafter Ron Prosor in unserer Fraktion 

• Antrag gegen Lebensmittelverschwendung 

• „Bauern, Jäger, Schützen sind des Landes Stützen“ – 
zum Besuch des Sauerländer Schützenbundes in Berlin  

• Aktion Nistkasten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

• Conrad Feise, FSJ, berichtet von seinen ersten 50 Tagen 
in meinem Bundestagsbüro 

Im Wahlkreis 

• Im Werk Thyssenkrupp Rothe Erde Lippstadt 

• CDU-Kreisvorstand hat sich konstituiert 

 

  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz  

• Kernbotschaften der Plenarwochen 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion Oktober 2023   
z.B. 

• Agenda für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung 

• Arbeitsmarktintegration: Gemeinnützige integrative 

Dienste einführen 

• Wasserstoffhochlauf pragmatisch, schnell und techno-

logieoffen organisieren 

 

Bürgersprechstunde im November 2023 

Kommen Sie vorbei, Ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
                                                                                                                                 

Bei Thyssenkrupp Rothe Erde, Werk Lippstadt 
Werksbesichtigung mit der KPV-Kreisvereinigung Soest 

 

 
 
 

Windenergie made in Lippstadt 
 
Als Marktführer in der Windenergie entwickelt und fertigt Thyssenkrupp Rothe Erde die 
passenden Lösungen für Antriebsstrangkonzepte mit Rotorlagern. Schon seit den Anfängen 
der Branche unterstützt Thyssenkrupp das Wachstum umweltfreundlicher Energie und 
liefert die Schlüsselkomponenten für Windenergieanlagen. Heute ist das Unternehmen ein 
wichtiger Partner aller großen Windenergieanlagenhersteller. 
 
Das wollten wir uns einmal ansehen. Malte Dahlhoff, Vorsitzender der Kreisvereinigung 
Soest der Kommunalpolitischen Vereinigung (KPV) der CDU, hatte eine Werksbesichti-
gung im Werk Lippstadt organisiert und mich freundlicherweise dazugebeten. 
 
Die knapp dreistündige Werksbesichtigung war beeindruckend. In der bestens ausgestatte-
ten Lehrwerkstatt werden jährlich 20 junge Menschen aus der Region in metallverarbei-
tenden Berufen ausgebildet. Dieser Nachwuchs wird dringend benötigt, um die Beschäf-
tigtenzahl von 1.600 Mitarbeitern am Standort Lippstadt zu sichern. Besonders fasziniert 
haben mich die industriellen Fertigungsprozesse von riesigen, hochkomplexen Bauteilen 
aus Edelstahl, die u.a. für Windkraftanlagen, Tunnelbohrtechnik oder Rüstungsgüter ein-
gesetzt werden. Viele dieser Bauteile müssen als Schwerlasttransporte vom Standort Lip-
pstadt aus deutschland- oder europaweit transportiert werden. Wie uns die Werksleitung 
berichtete, ist dies allerdings mit hohen bürokratischen Auflagen und einem immensen 
Zeitverlust verbunden. Für mich ist klar, dass hier der Bundesgesetzgeber dringend Er-
leichterungen bei der Transportabwicklung schaffen muss. 

Zurück zur Übersicht 



 
  

Geschäftsführender Vorstand des CDU Kreisverbands 

Konstituierende Sitzung in Möhnesee 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Julia Winkler zur Digitalbeauftragten bestimmt:  
Nach unserem Kreisparteitag am 16.09.2023 in Lippetal mit Neuwahlen hat sich der neue 
CDU-Kreisvorstand nun konstituiert. Wir trafen uns am 21. Oktober im Haus Delecke in 
Möhnesee zu unserer ersten Sitzung, in der traditionell die Vorstandarbeit geplant und die 
Aufgabenbereiche festgelegt werden. Unser Treffen war geprägt von der Vorfreude auf eine 
gute Zusammenarbeit in diesen gerade auch für den Kreis Soest herausfordernden Zeiten. 
Besonders freut mich natürlich, dass Julia Winkler (li) mit einstimmigem Beschluss zu un-
serer Digitalbeauftragte ernannt wurde und zukünftig an unseren Sitzungen teilnehmen 
wird. Julia Winkler führt mein Büro im Wahlkreis und ich hätte mir keine Bessere für diese 
Position wünschen können.  

zurück 

 

 

 

 

 

 



 
  

In Berlin 

Der Israelische Botschafter Ron Prosor besuchte unsere 
Fraktion im Bundestag 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

Eindringliche Worte, erschütternder Bericht: 

„Der Staat Israel ist gegründet, damit solche Bilder nie mehr entstehen können, damit die 

Juden in aller Welt einen sicheren Hafen haben. Jetzt sind wir im Krieg gegen einen Feind, 

gegen die terroristische dschihadistische Gruppierung Hamas, die keine Grenzen des 

Menschlichen kennt.“ 

 

Der israelische Botschafter, Ron Prosor, kam zu uns in die Fraktionssitzung. Leise und 

nüchtern und darum umso erschütternder war sein Bericht über die Gräueltaten und 

Morde der Todesschwadrone, die die Hamas in sein Land geschickt hatte, um vollkommen 

wehrlose Menschen, Kinder, Jugendliche, Frauen und Alte zu überfallen, zu misshandeln, 

abzuschlachten oder zu verschleppen. Er kam, um auf das vorzubereiten, was kommen 

wird. Israel sieht nur einen Weg, um sich dauerhaft zu schützen: Die Infrastruktur der 

terroristischen Organisation Hamas zerstören. „Niemals wieder dürfen Israelis in ihrem 

eigenen Land nicht mehr sicher sein“.  

 

Friedrich Merz und wir, die ganze CDU/CSU-Bundestagsfraktion, haben dem Botschafter 

unsere Unterstützung und Solidarität mit Israel ausgesprochen. „Nie wieder ist jetzt!“ 

 
zurück  

 
 



 
  

Öffentliche Expertenanhörung zu unserem Antrag zur 
Minderung von Lebensmittelverschwendung 
Im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 
Mit dabei mein Kollege Dr. Hermann-Josef Tebroke (Rheinisch-Bergischer Kreis) und meine 
Kollegin Astrid Damerow (mi), Südtondern, Nordfriesland 

 
Lebensmittelverschwendung wirksam verringern – Lebensmittelspenden fördern 

Lebensmittel sind wertvoll. Aber: 11 Mio. Tonnen an Lebensmitteln landen jährlich in der 

Tonne, nur in Deutschland! 59% bei privaten Haushalten. Die Politik muss handeln. Da 

muss mehr kommen als der Vorschlag der Grünen aus dem Frühjahr, das Containern zu 

legalisieren.  

 

Zu unserem Antrag für Maßnahmen gegen Lebensmittelvernichtung hatten wir Mitte Ok-

tober eine Öffentliche Anhörung des Ernährungsausschusses durchgeführt mit Experten 

vom Lebensmittelhandel, Tiefkühlinstitut, Verbraucherschutz, Tafel Deutschland, WWF 

und „Too Good To Go“.  

 

Unsere Forderungen wie bessere Aufklärung über MHD, gesetzliche Erleichterungen für 

Lebensmittelspenden, Unterstützung der Tafeln durch Befreiung von der KFZ-Steuer wur-

den von den Experten bestätigt.  

 

Nun liegt es an der Ampel 

Wir sind gespannt, ob die Ampel jedenfalls diesem Antrag zur Minderung der Lebensmit-

telverschwendung am Ende zustimmen wird. 

 

Zurück zur Übersicht 

 
 



 
  

Bauern, Jäger, Schützen sind des Landes Stützen: Besuch 
der Sauerlandschützen bei uns Südwestfälischen CDU-
Abgeordneten 
Thema Bleimunition: Im Innenministerium musste erstmal das 
Vogelschießen erklärt werden  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Einvernehmen:  Vorstände des Südwestfälischen Schützenbundes mit uns Südwestfälischen CDU-
Abgeordneten im Bundestag. Mit dabei: Florian Müller (Olpe/MK), Paul Ziemiak (MK), Friedrich Merz 
(HSK) 
 
 

„Das schießt denn doch den Vogel ab“: Da mussten die Sauerländer dem Refe-
ratsleiter im Bundesinnenministerium erstmal das Vogelschießen erklären 
 
Ministerialrat Dr. Kai Schollendorf leitet das Referat für Waffen-, Beschuss- und Spreng-

stoffrecht im Bundesministerium des Innern und für Heimat. In das Referat des Juristen 

und Experten für Beamtenrecht fällt auch die Umsetzung des EU-Verbots für das Verschie-

ßen von Bleimunition im Freien.  

 

Für die Jagd in Feuchtgebieten gilt dieses Verbot bereits – aus guten Gründen. Für die 

Sportschützen soll es kommen. Das beträfe dann auch die Schützenvereine, die ihre 

Schießstände umrüsten müssten. Ein finanzieller Aufwand, der in keinem vernünftigen 

Verhältnis zu den Vorteilen des Verbots stünde. Der wäre nämlich "kaum messbar, weil es 



 
  

bereits Vorsichtsmaßnahmen gibt und das Vogelschießen ja in der Regel nur einmal im 

Jahr stattfindet". 

 

So hatte es der Sauerländische Schützenbund (SSB) in einem Schreiben an Ursula von der 

Leyen formuliert. Dr. Peter Liese, CDU-Europaabgeordneter für NRW, hatte das Schreiben 

übermittelt. 

 

Für den zweitägigen Besuch der Vorstandvertreter des SSB in Berlin konnte die CDU/CSU-

Fraktion den Termin bei Dr. Schollendorf vermitteln – ein Austausch, der dringend nötig 

war, um das Verständnis für und Kenntnis über das Brauchtum des Schützenwesens zu 

wecken. In die Kosten-Nutzen-Analyse muss auch einfließen, wie wichtig der Beitrag von 

Schützenvereinen in Südwestfalen für die Gemeinschaft und den gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt in der Region war und ist.  

 

Der Austausch war für mich eine besondere Freude. Ist doch die Schützenbruderschaft St. 

Ida-Herzfeld, der ich angehöre, ebenfalls Mitglied im Sauerländer Schützenbund e.V. 

 

In Sachen Bleimunition ist das letzte Wort noch nicht gesprochen. Die CDU/CSU-Bundes-

tagsfraktion und ganz besonders wir Sauerländer CDU-Abgeordneten werden noch viel 

Überzeugungsarbeit leisten müssen, um eine Ausnahme von dem Verbot für die Schützen-

vereine zu erwirken. 

 

Schwergewicht Sauerländer Schützenbund 

Der Sauerländer Schützenbund (SSB) umfasst derzeit über 340 Schützenvereine in denen 

über 160.000 Mitglieder organisiert sind. 36 Schützenvereine des SSB befinden sich im 

Kreis Soest. Der SSB ist ein traditionsreicher Verband von Schützenvereinen in der Region 

Südwestfalen. Mit einer langen Geschichte der Brauchtumspflege und des Sports trägt der 

Schützenbund zur Stärkung der Gemeinschaft und zur Bewahrung von Traditionen bei. 

Nach der Satzung können alle Schützenbruderschaften, Schützengesellschaften, Schützen-

gemeinschaften, Schützenvereine und Heimatvereine in den Schützenkreisen Arnsberg, 

Brilon, Iserlohn, Lippstadt, Meschede, Olpe und Soest Mitglied des SSB werden. Der SSB 

versteht sich als Dachverband und “Service – Organisation ” für seine Mitgliedsvereine. Er 

berät seine Mitglieder in allgemeinen, grundsätzlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen 

Fragen. Unter dem Leitspruch von “Glaube, Sitte, Heimat” bündelt er die Interessen seiner 

Mitglieder und fördert so Eintracht und Bürgersinn. 

zurück 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

Aktion Nistkasten der CDU/CSU Bundestagfraktion  

Jedes Jahr eine Aktion für Nachhaltigkeit – im Kleinen und vor Ort  
 

 
 

Dieses Jahr sind es Nistkästen.  

Die jährliche große Nachhaltigkeitsdebatte im Bundestag begleiten wir traditionell mit 

einer eigenen Aktion, die im Kleinen und vor Ort wirken soll. Dieses Jahr ist es die Aktion 

Nistkasten: Mein Fraktionskollege Felix Schreiner hatte uns Nistkasten-Bausätze 

mitgebracht, die von den Caritas Werkstätten Hochrhein aus Restholz gefertigt worden 

sind. Wir sind nun alle gehalten, diese Brutkästen zu verteilen. 

 

Ich konnte zwei Nistkästen ergattern und freue mich darauf, sie mit Kindern in einer Kita 

im Kreis Soest zusammenzusetzen und artgerecht anzubringen. Mit Glück zieht im 

Frühjahr ein Meisenpaar ein und begleitet die Kinder durchs Jahr. 

zurück 

 

 

 

 

 



 
  

Conrad Feise - Bericht der ersten 50 Tage  

Ein Freiwilliges Soziales Jahr im Büro eines Bundestagsabgeordneten 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
Für ein Jahr ist Conrad Feise Mitglied meines Teams in Berlin. Im Rahmen eines Freiwil-
ligen Sozialen Jahres (FSJ) wird er die Abläufe im Herzen der Demokratie hautnah mit-
erleben, unseren Büroalltag unterstützen und mit eigenen Ideen bereichern. Conrad hat 
im Sommer sein Abitur am Gabriele-von-Bülow Gymnasium in Berlin abgelegt. Sein 
Schwerpunkt lag in der Politikwissenschaft. 
 
Ich habe ihn gebeten, uns einen Bericht zu schreiben über seine ersten 50 Tage im 
Deutschen Bundestag. Lesen Sie selbst: 
 
„Seit inzwischen sieben Wochen bin ich im Rahmen meines Freiwilligen Sozialen Jahres 

(FSJ) Teil des Teams im Berliner Bundestagsbüro. In dieser kurzen Zeit konnte ich bereits 

einige spannende Eindrücke von dem parlamentarischen Betrieb gewinnen und viele neue 

Leute kennenlernen.  

 

Meistens bin ich im Büro, wo eine ausgesprochen angenehme Atmosphäre herrscht. Hier 

schreibe ich Mails, führe Telefonate oder erarbeite gemeinsam mit Max von Stünzner, dem 

agrarpolitischen Referenten von Herrn Thies, Informationen für die landwirtschaftliche 

Berichterstattung. Diese reicht von Themen wie Bioökonomie, Cannabis oder Hanf, geht 

über E-Zigaretten und endet beim Wolfs- und Weidetiermanagement. Zwar hatte ich mit 



 
  

diesen Themen in der Vergangenheit eher wenig Berührungspunkte, trotzdem bereitet mir 

die Recherche Freude. Auch am Social-Media-Kanal arbeite ich mit Gefallen.  

 

In den Sitzungswochen begleite ich jeden Dienstagmorgen Herrn Thies gemeinsam mit 

meinen Kollegen zur AG-Sitzung. In diesem Gremium treffen sich die jeweiligen Fachpo-

litiker der Fraktion und bereiten nach einer festen Tagesordnung die parlamentarische Wo-

che vor. Es werden Anträge und Gesetzesvorhaben diskutiert und festgelegt, wer Reden 

hält. Mittwochs um 9:00 Uhr tagt dann der Agrar-Ausschuss, dessen Funktion darin be-

steht, Anträge und Gesetzesvorhaben, die von den Fraktionen und von der Regierung in 

den Bundestag eingebracht und an die Fachausschüsse überwiesen worden sind, zu bera-

ten. Regelmäßig nimmt eine Staatssekretärin des BMEL an der Sitzung teil, manchmal auch 

Bundesminister Özdemir selbst. Hier geht es (Gott sei Dank) häufig auch mal hitziger zur 

Sache. Besonders freue ich mich, wenn Anträge beraten werden, an denen ich selbst mit-

wirken durfte. 

 

 
Torsten Frei, Parlamentarischer Geschäftsführer (PGF) der CDU/CSU Bundestagsfraktion, erläutert 

die Funktionsweise einer Fraktion und seine Aufgabe als PGF. 

 

Zudem gab es im September und Oktober von der CDU/CSU-Fraktion ein Praktikantenpro-

gramm. Dabei bekamen alle Praktikanten und FSJ-ler der Fraktion die Möglichkeit, auf 

Spitzenpolitiker wie Friedrich Merz, Thorsten Frei oder Carsten Linnemann im Rahmen 

von Diskussionsrunden zu treffen und Fragen zu stellen. Aber auch die Besichtigung des 

Kanzleramtes und anderer bedeutender politischer Institutionen stand auf dem PlanDer 

blaue Hausausweis, den alle Mitarbeiter des Bundestages besitzen, öffnet einem im 

wahrsten Sinne des Wortes sämtliche Türen. So kann ich meine Mittagspause auf der Ter-

rasse und Kuppel des Reichstages verbringen oder treffe mich mit anderen FSJ-lern in einer 

der Bundestagskantinen. Dass man auf den Fluren des Hauses das ein oder andere be-

kannte Gesicht trifft, ist schnell zur Gewohnheit geworden.  



 
  

 

 

 

Ich bin sehr froh, Teil dieses großartigen Teams zu sein, und weiß diese Möglichkeit je-

den Tag zu schätzen! Ich freue mich auf die weitere Zeit.“ 

Conrad Feise, Oktober 2023 

 

Zurück zur Übersicht 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
  

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I Kernbotschaften der Plenarwoche im Oktober 

Aktuelle Stunde „Verherrlichung von Terror in Deutschland unterbinden – Antisemi-

tismus entschieden bekämpfen“. 

Der 7. Oktober 2023 – der erste Tag der Terrorwelle der Hamas gegen Israel – wird als schwar-

zer Tag in die Geschichtsbücher des jüdischen Volkes eingehen. Seit dem Menschheitsverbre-

chen der Shoa sind an keinem Tag so viele Jüdinnen und Juden gewaltsam um ihr Leben ge-

bracht worden. Zudem wurden zahlreiche Menschen verschleppt und sind noch in den Hän-

den der Terroristen – unter ihnen auch deutsche Staatsangehörige. In der vergangenen Woche 

hat der Deutsche Bundestag diese schändlichen Taten einmütig verurteilt und die volle Soli-

darität mit Israel erklärt.  

Derweil wird von einigen Demonstranten auf deutschen Straßen der Tod von Jüdinnen und 

Juden gefeiert. Diese offene Zurschaustellung von Hass, Hetze und offenem Antisemitismus 

erschüttert uns. Wir müssen den Kampf gegen Antisemitismus nun noch entschlossener füh-

ren. Deshalb haben wir eine „Aktuelle Stunde“ mit dem Titel „Verherrlichung von Terror in 

Deutschland unterbinden – Antisemitismus entschieden bekämpfen“ beantragt, der sich die 

Koalitionsfraktionen angeschlossen haben.  

Unser demokratischer Staat darf nicht dulden, dass auf deutschen Straßen der Tod von Jüdin-

nen und Juden gefeiert wird. Unser Rechtsstaat muss mit allen zur Verfügung stehenden Mit-

teln sicherstellen, dass jede Form antisemitischer Gewaltverherrlichung unterbunden wird. 

Meinungsfreiheit endet dort, wo zur Vernichtung Israels aufgerufen, Juden der Tod ge-

wünscht oder der Holocaust geleugnet wird. Wir müssen Straftaten konsequent verfolgen, 

verbotene Demonstrationen unterbinden sowie jüdische Einrichtung und jüdisches Leben in 

Deutschland verlässlich schützen. Dazu zählt auch, Vereine und Organisationen, die die Ha-

mas oder andere islamistisch-militante Organisationen unterstützen, zu verbieten und auf-

zulösen.  

Alle Zahlungen an die palästinensischen Gebiete und Organisationen müssen auf den Prüf-

stand gestellt werden. Unser Maßstab muss sein: Wer Israel vernichten will oder den Holo-

caust verharmlost, der darf auch kein deutsches Steuergeld erhalten. Die Sicherheit und das 

Existenzrecht des Staates Israel sowie die Sicherheit der Jüdinnen und Juden in Deutschland 

sind Teil unserer Staatsräson. Diese Zusage gilt es nun einzulösen. 

Unser Antrag: „Agenda für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung“. 

Überbordende Bürokratie gefährdet den Wirtschafts- und Innovationsstandort Deutschland 

sowie das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Handlungs- und Leistungsfähigkeit 

unseres Staates. Deshalb braucht es jetzt dringend einen Durchbruch für echten Bürokratie-

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

abbau und für bessere Rechtsetzung. Die unionsgeführten Bundesregierungen haben den Bü-

rokratieabbau in den vergangenen Legislaturperioden spürbar vorangetrieben. Mit den Büro-

kratieentlastungsgesetzen I-III haben sie in Milliardenhöhe Bürokratiekosten eingespart.  Der 

Bürokratiekostenindex erreichte im Jahr 2021 seinen historischen Tiefstand. Seitdem steigt 

er aber durch die Politik der Ampel-Koalition wieder kontinuierlich an. Statt immer neuer 

Ankündigungen braucht es endlich Taten und neue strukturelle Ansätze. Wir schlagen des-

halb eine „Agenda Bürokratieabbau“ und konkrete Schritte zur Aufhebung unnötiger und 

überbordender Regulierung vor. Unsere Agenda umfasst als wichtigste Forderungen:  

• Bürokratiebremse: Sofortige Rücknahme neuer gesetzlicher oder untergesetzlicher Bü-

rokratiebelastungen, wenn eine bestimmte Bürokratiequote überschritten wird.  

• „One in, two out“-Regel: Die erfolgreiche Bürokratiebremse „One in, one out“ wird zu 

einer „One in, two out“-Regel ausgeweitet.  

• 1:1 Umsetzung von EU-Vorhaben: Bei der Umsetzung von EU-Recht in nationales Recht 

darf in Deutschland nicht über den europäischen Standard hinaus reguliert werden.  

• Bürokratiestopp und Belastungsmoratorium auf EU-Ebene: Keine neuen bürokrati-

schen Regelungen, bis die EU in Sachen Wettbewerbsfähigkeit ihren Rückstand auf ihre 

Hauptkonkurrenten im globalen Wettbewerb aufgeholt hat.  

• Digitalcheck von Gesetzen: Der effiziente digitale Vollzug von Neuregelung (Digitaltaug-

lichkeit) muss bei jeder Gesetzeserstellung von Anfang an mitgedacht und verbindlich ge-

prüft werden.  

Unser Antrag: „Cannabislegalisierung stoppen, Gesundheitsschutz verbessern – Prä-

vention und Forschung stärken“  

In dieser Sitzungswoche ist die 1. Lesung des von der Ampel vorgelegten Entwurfs eines Can-

nabis-Legalisierungsgesetzes geplant. Konkret soll vor allem privater Eigenanbau, gemein-

schaftlicher nichtgewerblicher Eigenanbau und die „kontrollierte“ Weitergabe von Kon-

sumcannabis durch Anbauvereinigungen an Erwachsene zum Eigenkonsum ermöglicht wer-

den.  

Der Konsum von Cannabis hat oftmals schwerwiegende gesundheitliche Auswirkungen. Be-

sonders gefährdet sind junge Menschen bis 25 Jahre, da bei ihnen die Entwicklung des Ge-

hirns noch nicht abgeschlossen ist. Studien zeigen, dass intensiv Cannabis-Konsumierende 

häufiger die Schule abbrechen und ungünstigere Bildungsabschlüsse als Nicht-Konsumie-

rende aufweisen. Die Pläne der Ampel werden zu einer Ausweitung des Cannabiskonsums 

und somit zu schweren gesundheitlichen Folgen führen – insbesondere für Kinder und Ju-

gendliche. Sogar Bundesgesundheitsminister Lauterbach warnt vor den Gefahren des Kon-

sums. Hinzu kommt: Parallel zu den Legalisierungsplänen will die Ampel im Bereich der 

Suchtprävention im Bundeshaushalt 2024 um 4 Mio. Euro kürzen. Das macht die Hilflosig-

keit des Gesundheitsministers offenkundig. Auch eine Entlastung der Justiz oder ein Zurück-

drängen des Schwarzmarktes wird mit dem Gesetz nicht erreicht werden.  



 
  

Wir lehnen eine Legalisierung von Cannabis ab und bringen unseren Antrag „Cannabislegali-

sierung stoppen, Gesundheitsschutz verbessern – Aufklärung, Prävention und Forschung 

stärken“ in die parlamentarischen Beratungen ein. Statt Legalisierung bedarf es einer ver-

stärkten Prävention und Aufklärung über die Gefahren, die durch den Konsum von Cannabis 

entstehen können – insbesondere für Kinder und Jugendliche. Darüber hinaus kommen die 

von der Ampel geplanten Kürzungen bei der Prävention zum völlig falschen Zeitpunkt. Wir 

fordern: Prävention statt Legalisierung! 

 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         

                                                                                                                    zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

II  Oktober 2023 im Parlament 

______________________________________ 

 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Reform der Ausbildung der Physiotherapieberufe – Evolution statt Revolution. Mit un-
serem Antrag – den wir in dieser Woche erstmalig beraten – wollen wir die Neugestaltung 
sowie eine pädagogische, didaktische und inhaltliche Reformierung der Berufe in der Physi-
otherapie anstoßen. Wir sehen hier dringenden Handlungsbedarf. Eine Ausbildungsreform 
muss in diesem Zusammenhang die Teilakademisierung im Blick haben, die Ausbildungs-
wege sowohl patienten- als auch berufsgerecht ausgestalten und die Kompetenzen der Be-
rufsbilder in der Physiotherapie erweitern. Dabei wollen wir auf die bestehenden Strukturen 
in der Ausbildung zurückgreifen. Auch die Möglichkeiten für blinde, hörgeschädigte oder 
sehbehinderte Menschen müssen erhalten bleiben. Gleichzeitig muss die Attraktivität des Be-
rufsbildes „Physiotherapeut“ durch neue (auch akademische) Ausbildungsmöglichkeiten ge-
steigert werden. Um die Reform abzurunden, muss die Schulgeldfreiheit und die Ausbil-
dungsvergütung gemeinsam mit den Ländern mitgedacht werden. 

Hochschulische Pflegeausbildung stärken – Pflegerische Versorgung von morgen absi-

chern. In den letzten beiden Legislaturperioden wurde die Basis für eine hochschulische und 

praxisorientieren Pflegeausbildung geschaffen wurde. Dennoch beginnen bisher nur wenige 

Studenten ein Pflegestudium. Dabei stellt akademische Pflegeausbildung neben der Arbeit 

der rein beruflich ausgebildeten Pflegefachleute eine wichtige Ergänzung dar, die sich auch 

deutlich auf die Versorgungsergebnisse auswirkt. Mit unserem Antrag, den wir in dieser Wo-

che erstmalig beraten – fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, eine Ausbildungsver-

gütung für die Studentinnen und Studenten zu schaffen, wie sie bereits bei der beruflichen 

Pflegeausbildung und bei der Hebammenausbildung besteht. Ferner wollen wir die Bereit-

schaft in den Einrichtungen stärken, akademische Pflegekräfte auszubilden. Zugleich fordern 

wir einen Bund-Länder Gipfel zur gemeinsamen Etablierung von Arbeitsfelddefinitionen und 

Einsatzgebieten für hochschulisch ausgebildete Pflegefachkräfte. Parallel zu unserem Antrag 



 
  

beraten wir den Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Stärkung der hochschuli-

schen Pflegeausbildung, zu Erleichterungen bei der Anerkennung ausländischer Ab-

schlüsse in der Pflege und zur Änderung weiterer Vorschriften (Pflegestudiumstär-

kungsgesetz).   Diesen Gesetzentwurf lehnen wir ab. Er deckt wichtige Fragen zur Steigerung 

der Eigenanteile in der Pflege nicht mit ab. Ferner wird durch die nochmalige Verlängerung 

der Modellvorhaben für wichtige Gesundheitsberufe (Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, 

Logopäden), welche in Änderungsanträgen aufgenommen wurde, erheblicher Unmut in die-

sen Fachbereichen ausgelöst.  

Arbeitsmarktintegration Schutzberechtigter voranbringen – Gemeinnützige integra-

tive Dienste einführen. In Deutschland leben in Folge der Asylzuwanderung über 1,5 Milli-

onen Menschen mit humanitären Aufenthaltsrechten. Die Integration dieser und weiterer, 

zukünftig in Deutschland Schutz findender Menschen ist eine große Herausforderung. Ziel 

muss es sein, dass diese Schutzberechtigten am Ende des Integrationsprozesses in gleichem 

Maße am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben teilhaben wie die ein-

heimische Bevölkerung. In diesem Prozess nehmen der Spracherwerb und die Teilnahme am 

Ausbildungs- und Arbeitsleben eine herausragende Rolle ein. Sie sind Hauptmotoren für ge-

lingende Integration. Hierfür bedarf es Förderungsangebote, aber auch eigener Anstrengung 

der neu in unserer Gesellschaft Ankommenden. Zum langfristigen Aufbau eines neuen Le-

bensmittelpunktes und zu der Teilhabe an der Gesellschaft gehört die erfolgreiche Teilnahme 

am Arbeitsleben. Auch wenn die Arbeitsmarktintegration von Menschen mit Fluchthinter-

grund Fortschritte gemacht hat, bleibt sie schwierig. Viele der Schutzberechtigten bleiben 

über Jahre auf staatliche Transferleistungen angewiesen. Das bestehende Integrationspro-

gramm des Bundes sieht bislang Integrations- und Sprachkurse sowie migrationsspezifische 

Beratungsangebote vor. Wir wollen dieses Programm so ergänzen, dass die tatsächliche Her-

anführung an den Arbeitsmarkt ein selbstverständlicher Bestandteil des Integrationsprozes-

ses wird. Dafür braucht es einen niedrigschwelligen und verpflichtenden Ansatz. Hierfür bie-

ten sich gemeinnützige Tätigkeiten als regelmäßiger Bestandteil des Integrationskonzeptes 

an. Das Konzept sollte sich auf Personen mit rechtskräftig festgestelltem Schutzanspruch be-

schränken. Die Umsetzung sollte in Form von flexiblen Modulen geschehen, die den Sprach- 

und Integrationskursen gleichgestellt sind. Die Module sollten in eine verpflichtende Bera-

tung eingebettet werden. Bestehende Kenntnisse, Fertigkeiten und Interessen der Verpflich-

teten könnten so nach Möglichkeit berücksichtigt werden und damit die Erfolgswahrschein-

lichkeit erhöhen. Integrative Dienste in Kommunen und sozialen Einrichtungen würden so 

vorhandene Potentiale aktivieren, Anreize zur Aufnahme einer regulären Tätigkeit oder Aus-

bildung bieten und zugleich einen konkreten Vorteil für unsere Kommunen bringen. Die da-

mit verbundene sichtbare Alltagsintegration würde nicht nur den Tätigen selbst nutzen, son-

dern auch etwaige Vorurteile in der Gesellschaft abbauen und mehr gelebte Gemeinsamkeit 

in den Kommunen vor Ort schaffen.                                                                                                      zurück 

Hochlauf der Elektromobilität nicht gefährden – Gewerbliche Förderung beim Umwelt-

bonus wieder einführen. Mit unserem Antrag fordern wir die Fortführung der Förderung 

von gewerblichen Fahrzeugen (Umweltbonus), zumindest so lange die neue Sonderabschrei-

bung für Elektrofahrzeuge, die derzeit in Brüssel verhandelt wird, noch nicht in Kraft getreten 

ist. Denn die Bundesregierung hat zum 31. August 2023 die Förderung von gewerblichen 

Fahrzeugen mit batterieelektrischem Antrieb (BEV) und mit brennstoffzellbetriebenen Elekt-

rofahrzeugen eingestellt. Gerade im gewerblichen Bereich kommen viele potenzielle Käufer 

zum ersten Mal mit der Elektromobilität in Kontakt, etwa über Flottenfahrzeuge bei Firmen, 



 
  

Dienstfahrzeuge im Außendienst oder Car-Sharing-Anbieter. Von der gewerblichen Förde-

rung profitieren im Übrigen nicht nur Firmenwagen, sondern auch eingetragene Vereine, 

Stiftungen, Körperschaften und Unternehmen mit kommunaler Beteiligung oder andere ge-

meinnützige Einrichtungen. Offensichtlich hat sich die Bundesregierung damit vom Ziel ver-

abschiedet, 15 Millionen Elektrofahrzeuge bis 2030 auf die Straßen Deutschlands zu bringen. 

Aktuelle Zahlen zeigen, dass das Ende der Förderung zu einem massiven Einbruch beim Kauf 

von E-Autos geführt hat: 31 714 Elektroautos kamen im Monat September neu auf die Straße. 

Das waren fast 29 Prozent weniger als im September des Vorjahres. 

Die Bundesregierung verliert den weiter schwelenden Konflikt in Libyen aus dem Blick – zu 

Unrecht. Der wieder aufkommende Konflikt zwischen ost- und westlibyischen Kräften, nach 

wie vor nur rudimentäre Staatlichkeit, eine sehr aktive russische Präsenz im Land und die 

Schlüsselstellung Libyens für Migrationsfragen ergeben eine hohe Dringlichkeit. Mit unse-

rem Antrag Libyen in den außenpolitischen Fokus nehmen – Rasche Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen herbeiführen fordern wir die Bundesregierung auf, an die positi-

ven Entwicklungen in der Region und die konstruktive Rolle Deutschlands in der vergange-

nen Wahlperiode anzuknüpfen. Angesichts der seit Ende August wieder aufflammenden 

Spannungen in Libyen und auch auf EU-Ebene ausbleibender angemessener Reaktion muss 

die Bundesregierung endlich handeln.  

Mehr Teilhabe im Sport – Den Erfolg der „Special Olympic World Games“ nutzen. Es ist 

ein wichtiges gesundheits- wie sportpolitisches Ziel, die sportlichen Aktivitäten von Men-

schen mit Behinderungen zu unterstützen. Die "Special Olympics World Games" im Sommer 

in Berlin haben hier viel Schwung erzeugt und den Blick auf die außergewöhnlichen sportli-

chen Leistungen der Menschen mit Behinderung gerichtet. Das Engagement der Bundesregie-

rung bleibt gleichwohl überschaubar. Mit unserem Antrag, den wir in dieser Woche erstmalig 

beraten, zielen wir auf ein stärkeres staatliches Engagement für sportliche Aktivität von Men-

schen mit Behinderungen. Diese Bevölkerungsgruppe ist einerseits in besonderem Maße auf 

eine gesunde Lebensführung angewiesen, treibt andererseits unterdurchschnittlich häufig 

Sport. Ein Schwerpunkt der Förderung muss auf der Schaffung barrierefreier Sportstätten lie-

gen. 

Wasserstoffhochlauf pragmatisch, schnell und technologieoffen voranbringen – Für 

eine starke Wirtschaft, für Klimaneutralität. Wasserstoff ist der Schlüssel für eine starke 

und klimafreundliche Volkswirtschaft. Wasserstoff kann einen großen Beitrag zur Sicherung 

der Versorgung und zur Stärkung der Volkswirtschaft beitragen. Um die Vorteile der Wasser-

stoffnutzung breit zu entfalten, müssen die Weichen schnellstmöglich gestellt werden. Wir 

wollen und können Wasserstoff-Weltmeister werden. Dafür hat die vorherige Bundesregie-

rung unter Führung der CDU/CSU im Jahr 2020 die erste Nationale Wasserstoffstrategie ver-

abschiedet, die auch international weithin für Anerkennung gesorgt hatte. Die Ampel zögert, 

unsere Antworten als CDU/CSU-Fraktion für einen beschleunigten Wasserstoffhochlauf sind 

hingegen sehr klar. In unserem Antrag, den wir in dieser Woche abschließend beraten, for-

dern wir: Wasserstofferzeugung und Importe müssen emissionsfrei bzw. -arm sein, aber 

nicht von Beginn an ausschließlich „grün“; die Wasserstoff-Infrastruktur muss von Beginn an 

ganz Deutschland einbeziehen und europäisch vernetzt sein; Anwendungsfelder für Wasser-

stoff ergeben sich in einem dynamischen Markthochlauf und sind nicht vorab politisch fest-

zulegen; in Forschung und Entwicklung muss Deutschland wieder international führend 

werden.                                                                                                                                         zurück zur Übersicht 



 
  

Auswirkungen der EU-Verpackungsverordnung beachten – Mit bürokratiearmen, kos-

teneffizienten und innovativen Regeln mehr Ressourceneffizienz erreichen. Die von 

der EU-Kommission vorgeschlagene Verpackungs-Verordnung soll das Abfallaufkommen 

durch Verpackungen reduzieren. Dafür werden verschiedene Maßnahmen vorgeschlagen. So 

sollen „unnötige“ Verpackungen (wie z.B. Einweg-Kunststoff-Verpackungen für Obst und Ge-

müse unter 1,5 kg) verboten werden und mehr Verpackungen wiederverwendet werden (z.B. 

müssen Hersteller von Haushaltsgroßgeräten wie Kühlschränke ab 2030 ihre Produkte zu 90 

Prozent in wiederverwendbaren Transportverpackungen versenden). Daneben sollen die 

Möglichkeiten zum Recycling ausgebaut (z.B. müssen ab 2030 alle Verpackungen „recycling-

fähig gestaltet“ sein) und der Anteil an recyceltem Kunststoff („Kunststoff-Rezyklate“) in 

neuen Kunststoffprodukten gesteigert werden (z.B. ab 2030 30% Rezyklateinsatz bei Einweg-

Kunststoff-Getränke-Flaschen). Mit unserem Antrag, den wir in dieser Woche in erster Le-

sung beraten, wenden wir uns in erster Linie gegen die inkonsistente Politik der Bundesregie-

rung. Bundesumweltministerin Lemke will nämlich bereits während den noch laufenden 

Verhandlungen in Brüssel eine nationale Reform des Verpackungsgesetzes anstoßen. Hier-

durch drohen widersprechende Regelungen. Diese werden die Branche verunsichern und un-

nötige Kosten erzeugen. Des Weiteren wird die Bundesregierung aufgefordert, sich bei den 

anstehenden Verhandlungen für die Grundprinzipien der Technologie- und Materialoffen-

heit, den Schutz der in Deutschland gut funktionierenden Mehrweg- und Einwegsysteme so-

wie für möglichst praktikable und kosteneffiziente Regelungen einzusetzen. 

  Zurück zur Übersicht 

 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte - Stabilisierung sichern, 

Wiedererstarken des IS verhindern, Versöhnung in Irak fördern. In dieser Woche befas-

sen wir uns in abschließender Beratung mit der erneuten Verlängerung des Bundeswehrein-

satzes im Irak. Der Einsatz zielt darauf ab, die irakischen Streit- und Sicherheitskräfte nach-

haltig zu befähigen, die Sicherheit und Stabilität in Irak eigenständig zu gewährleisten und 

ein Wiedererstarken der Terrororganisation des sog. Islamischen Staates (IS) zu verhindern. 

Die internationale Gemeinschaft ist diesem Ziel in den letzten Jahren deutlich nähergekom-

men, hat es aber noch nicht erreicht. Eine Fortsetzung des Engagements ist daher notwendig, 

um das bisher Erreichte zu konsolidieren und tragfähig weiterzuentwickeln. Die Mandats-

obergrenze verbleibt bei 500 Soldatinnen und Soldaten. Das militärische Engagement der 

Bundeswehr zur Stabilisierung des Irak dient unseren Interessen in der Region und unter-

stützt Irak in einer entscheidenden und politisch herausfordernden Phase. Allerdings fehlt 

der Bundesregierung weiter ein Konzept für den Irak, für die Kurdenfrage im Irak sowie für 

den Umgang mit dem Iran im Irak. 

Realisierungsvorschlag zur Errichtung eines Dokumentationszentrums „Zweiter Welt-

krieg und deutsche Besatzungsherrschaft in Europa“. Das Vorhaben ist das größte kultur- 

und erinnerungspolitische Projekt in den nächsten Jahren, welches bereits in der letzten 

Wahlperiode mit einem Antrag auf den Weg gebracht wurde. Wir unterstützen dieses Vorha-

ben. Mit einem gemeinsamen Entschließungsantrag von SPD, CDU/CSU, Bündnis90/Die Grü-

nen und FDP wird parteiübergreifend die erinnerungs- und gesellschaftspolitische Bedeu-

tung dieses Dokumentationszentrums unterstrichen. In unserem Antrag fordern wir die Bun-



 
  

desregierung auf, bei der Umsetzung die Ergebnisse der öffentlichen Anhörung vom Novem-

ber 2022 einzubeziehen und den Opfern einen angemessenen Raum für Gedenken zu geben. 

Darüber hinaus soll sie den regionalen und nationalen Unterschieden ausreichend Rechnung 

tragen und auch bislang weniger beachtete Opfergruppen (Frauen) berücksichtigen.  Hin-

sichtlich der Struktur ist das Vorhaben mit einer geplanten Ausstellungsfläche von 15.000 qm 

und einem Kostenvolumen von ca. 120 Mio. € (6 Mio. € für Personal) äußerst ambitioniert. 

Zehntes Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes. Mit der Reform des Straßen-

verkehrsgesetzes beabsichtigt das Verkehrsministerium, den Ländern und Kommunen mehr 

Entscheidungs- und Handlungsspielräume einzuräumen – insbesondere bezüglich folgender 

drei Kernpunkte: Anordnung von Tempo 30, Ausweitung von Bewohnerparkzonen und Aus-

weitung von Sonderfahrspuren. Die Verbesserung des Schutzes der Umwelt, Schutz der Ge-

sundheit und Unterstützung der städtebaulichen Entwicklung soll für sich allein genommen 

ausreichen, um eine regelnde Bestimmung auf der Verordnungsebene zu erlassen. Es sollen 

auch weiterhin der Zweck der Verbesserung der Verkehrssicherheit und die Leichtigkeit des 

Verkehrs verfolgt werden. Der Gesetzesentwurf ist zwar nicht so drastisch wie erwartet und 

die Auswirkungen bleiben voraussichtlich überschaubar. Dennoch sehen wir den Entwurf 

kritisch.                                                                                                                                   Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 
      

 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bürgersprechstunde im November 
 

 

Lippstadt 

Mittwoch, 22.11,2023, um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

Soest 

Donnerstag, 23.11.2023, um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___________ 
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